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1 4 7 . Bundesgesetz: Veräußerung von bundeseigenen Liegenschaften
148. Kundmachung: Zwei kanadische Hoheitszeichen
149. Kundmachung: Beitritt Maltas zum Abkommen über die Besteuerung von Straßenfahrzeugen

zum privaten Gebrauch im internationalen Verkehr samt Unterzeichnungs-
protokoll

150. Kundmachung: Satzungen des Internationalen Studienzentrums für die Erhaltung und
Restaurierung von Kulturgut

1 5 1 . Vereinbarung zwischen dem Bundesministerium für Verkehr und verstaatlichte Unternehmungen
als Oberste Zivilluftfahrtbehörde der Republik Österreich und der General-
direktion der Zivilluftfahrt im Verkehrs- und Postministerium als Oberste
Luftfahrtbehörde der Ungarischen Volksrepublik über die Abänderung des
Anhanges 1 und 2 des Abkommens zwischen der Österreichischen Bundes-
regierung und der Regierung der Ungarischen Volksrepublik über den
Luftverkehr

152. Luftverkehrsabkommen zwischen der Österreichischen Bundesregierung und der Regierung
des Commonwealth Australien

1 4 7 . Bundesgesetz vom 21. April 1967, be-
treffend Veräußerung von bundeseigenen

Liegenschaften

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. Der Bundesminister für Finanzen ist zu
nachstehenden Verfügungen über bundeseigene
Liegenschaften zu folgenden Preisen beziehungs-
weise Schätzwerten ermächtigt:

12 93
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§ 2. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist der Bundesminister für Finanzen betraut.

Jonas
Klaus Schmitz

1 4 8 . Kundmachung des Bundesministeriums
für Handel, Gewerbe und Industrie vom
12. April 1967, betreffend zwei kanadische

Hoheitszeichen

Auf Grund des § 4 a Abs. 2 des Marken-
schutzgesetzes 1953, BGBL Nr. 38, wird im
Einvernehmen mit dem Bundesministerium für
Auswärtige Angelegenheiten kundgemacht, daß
§ 4 a Abs. 1 des Markenschutzgesetzes 1953 auf
zwei kanadische Hoheitszeichen Anwendung
findet.

Diese Hoheitszeichen sind
1. die kanadische Staatsfahne, deren Darstel-

lung im Markenregister des Österreichischen
Patentamtes für jedermann zur Einsicht aufliegt,

2. das Emblem, das aus dem roten Ahornblatt
besteht, wie es im Mittelfeld der kanadischen
Staatsfahne ersichtlich ist.

Bock

149 . Kundmachung des Bundeskanzler-
amtes vom 21. April 1967, betreffend den
Beitritt Maltas zum Abkommen über die Be-
steuerung von Straßenfahrzeugen zum priva-
ten Gebrauch im internationalen Verkehr
vom 18. Mai 1956 samt Unterzeichnungs-

protokoll

Nach Mitteilung des Generalsekretärs der Ver-
einten Nationen hat Malta am 22. November
1966 seine Beitrittsurkunde zu dem Abkommen
über die Besteuerung von Straßenfahrzeugen zum
privaten Gebrauch im internationalen Verkehr
samt Unterzeichnungsprotokoll (BGBl. Nr. 170/
1959, letzte Kundmachung betreffend den Gel-
tungsbereich BGBl. Nr. 285/1966) hinterlegt.

Das Abkommen ist für Malta am 20. Feber
1967 in Kraft getreten.

Klaus

150 . Kundmachung des Bundeskanzler-
amtes vom 21. April 1967, betreffend die
Satzungen des Internationalen Studienzen-
trums für die Erhaltung und Restaurierung

von Kulturgut

Nach Mitteilung des Generaldirektors der
UNESCO haben seit der unter BGBl. Nr. 202/
1961 erfolgten Kundmachung der Satzungen des
Internationalen Studienzentrums für die Erhal-
tung und Restaurierung von Kulturgut folgende
weitere Staaten eine offizielle Beitrittserklärung
übermittelt:

Staaten : Datum der Hinterlegung
der Beitrittsurkunde:

Kambodscha 13. Juni 1961
Mexiko 8. August 1961
Indien 2. Oktober 1961
Nigeria 12. Dezember 1961
Peru 7. Feber 1962
Guinea 19. Feber 1962
Kuwait 27. März 1962
Cypern 6. Mai 1963
Madagaskar 3. September 1963
Pakistan 2. Jänner 1964
Honduras 26. Mai 1964
Brasilien 21. August 1964
Frankreich 29. September 1964
Bundesrepublik

Deutschland 30. Oktober 1964
Malta 24. August 1965
Malaysia 4. November 1966

Klaus
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1 5 1 . Vereinbarung zwischen dem Bundesministerium für Verkehr und verstaatlichte
Unternehmungen als Oberste Zivilluftfahrtbehörde der Republik Österreich und der Gene-
raldirektion der Zivilluftfahrt im Verkehrs- und Postministerium als Oberste Luftfahrt-
behörde der Ungarischen Volksrepublik über die Abänderung des Anhanges 1 und 2 des
Abkommens zwischen der Österreichischen Bundesregierung und der Regierung der Ungari-
schen Volksrepublik über den Luftverkehr vom 17. Juli 1959, BGBl. Nr. 76/1960, in der

Fassung der Vereinbarung BGBl. Nr. 18/1965

Die Generaldirektion der Zivilluftfahrt im
Verkehrs- und Postministerium als Oberste Luft-
fahrtbehörde der Ungarischen Volksrepublik und
das Bundesministerium für Verkehr und ver-
staatlichte Unternehmungen als Oberste Zivil-
luftfahrtbehörde der Republik Österreich ver-
einbaren gemäß Artikel XVI Absatz 2 des Luft-
verkehrsabkommens vom 17. Juli 1959:

1. zu Anhang 1, Abschnitt C des Abkommens:

Die von den vertragschließenden Teilen nam-
haft gemachten Luftbeförderungsunternehmen
sind berechtigt, planmäßige Flugdienste auf fol-
genden Flugstrecken, mit Verkehrsrechten der
fünften Luftfreiheit zu betreiben:

Ö s t e r r e i c h i s c h e F l u g l i n i e n von
internationalen Flughäfen in Österreich über
internationale Flughäfen in Ungarn nach Istanbul
und umgekehrt;

U n g a r i s c h e F l u g l i n i e n von inter-
nationalen Flughäfen in Ungarn über inter-
nationale Flughäfen in Österreich nach Berlin-
Schönefeld und umgekehrt.

2. zu Anhang 2, Abschnitt B des Abkommens:

Die Anträge auf Genehmigung nichtplan-
mäßiger Flüge sind von den namhaft gemach-
ten Luftbeförderungsunternehmen mindestens
24 Stunden vor Beginn des Fluges bei der zu-
ständigen Luftfahrtbehörde des anderen vertrag-
schließenden Teiles einzureichen. Nichtplanmäßige
Flüge sollen die planmäßigen Flugdienste nicht
beeinträchtigen. Die Anträge müssen außerdem
an den ersten fünf Wochentagen spätestens um
14.00 Uhr und am Samstag spätestens um 10.00
Uhr vormittags bei der zuständigen Luftfahrt-
behörde einlangen. Sonntags können Anträge
nicht eingebracht werden. Als zuständige Luft-
fahrtbehörde gilt in Ungarn die Flugsicherungs-
stelle (Air Traffic Control) Budapest.

3. Diese Vereinbarung tritt mit 1. April 1967
in Kraft und gilt bis 31. März 1968.

4. Die beiden Luftfahrtbehörden werden späte-
stens bis 30. September 1967 Beratungen gemäß
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Artikel XIV des Abkommens abhalten, um die
Frage einer weiteren Intensivierung der Zusam-
menarbeit zu prüfen.

An die
Botschaft der Republik Österreich
B u d a p e s t

Die vorliegende Vereinbarung vom 8. November 1966 ist gemäß Art. XVI Abs. 2 des ob-
genannten Luftverkehrsabkommens durch Notenwechsel zwischen der Österreichischen Botschaft
in Budapest und dem Ministerium des Äußeren der Ungarischen Volksrepublik vom 2. März 1967
beziehungsweise 7. März 1967 bestätigt worden.

Klaus

152.

LUFTVERKEHRSABKOMMEN ZWI-
SCHEN DER ÖSTERREICHISCHEN
BUNDESREGIERUNG UND DER RE-

GIERUNG DES COMMONWEALTH
AUSTRALIEN

Die Österreichische Bundesregierung und die
Regierung des Commonwealth Australien (im
folgenden die Vertragschließenden Teile genannt),

Vom Wunsche geleitet, ein Luftverkehrsab-
kommen zu schließen, KOMMEN wie folgt
ÜBEREIN:

Artikel 1. Begriffsbestimmungen

(1) Sofern sich aus dem Inhalt nichts anderes
ergibt, bedeutet im Sinne dieses Abkommens der
Ausdruck

(a) „Luftfahrtbehörden": im Falle der Öster-
reichischen Bundesregierung das Bundes-
ministerium für Verkehr und verstaatlichte
Unternehmungen und jede andere Behörde,
die gesetzlich ermächtigt ist, die vom vor-
genannten Bundesministerium für Verkehr
und verstaatlichte Unternehmungen ausge-
übten Funktionen oder ähnliche zu erfül-
len; im Falle der Regierung des Common-
wealth Australien der Generaldirektor für
Zivilluftfahrt und jede Person oder Stelle,
die ermächtigt ist, die vom Generaldirektor
für Zivilluftfahrt ausgeübten Funktionen
oder ähnliche zu erfüllen;

(b) „Hoheitsgebiet": in bezug auf einen Staat
die Landgebiete und angrenzenden Hoheits-
gewässer, die unter der Souveränität,
Suzeränität, dem Schutz oder der Treu-
handschaft dieses Staates stehen;
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(c) „namhaft gemachtes Fluglinienunterneh-
men": ein oder mehrere Fluglinienunter-
nehmen, die ein Vertragschließender Teil
dem anderen Vertragschließenden Teil ge-
mäß Artikel 4 schriftlich namhaft gemacht
hat als das oder die Fluglinienunterneh-
men, die ermächtigt sind, den internatio-
nalen Fluglinienverkehr gemäß den Bestim-
mungen des Artikels 3 durchzuführen;

(d) „Fluglinie": jede planmäßige Fluglinie, die
von Luftfahrzeugen für die öffentliche Be-
förderung von Fluggästen, Fracht oder
Post durchgeführt wird;

(e) „internationale Fluglinie": eine Fluglinie,
die den Luftraum über dem Hoheitsgebiet
von mehr als einem Staat durchquert;

(f) „Fluglinienunternehmen": jedes Luftbeför-
derungsunternehmen, das eine internatio-
nale Fluglinie anbietet oder betreibt; und

(g) „nichtgewerbsmäßige Landung": eine Lan-
dung für jeden anderen Zweck als die Auf-
nahme und das Absetzen von Fluggästen,
Fracht oder Post.

(2) Der Flugstreckenplan zu diesem Abkom-
men bildet einen integrierenden Bestandteil des
Abkommens, und alle Hinweise auf das „Ab-
kommen" sind auch als Hinweise auf den Flug-
streckenplan zu betrachten, sofern nichts anderes
bestimmt ist.

Artikel 2. Chicagoer Konvention

In dem Ausmaß, in dem sie auf den gemäß
diesem Abkommen eingerichteten Fluglinienver-
kehr anwendbar sind, bleiben die Bestimmungen
des Abkommens über die internationale Zivil-
luftfahrt (im folgenden „die Konvention" ge-
nannt), das am 7. Dezember 1944 in Chicago
unterzeichnet wurde, in ihrer gegenwärtigen
Form zwischen den Vertragschließenden Teilen
für die Geltungsdauer dieses Abkommens in
Kraft, als wären sie ein Bestandteil desselben,
außer beide Vertragschließenden Teile ratifizieren
eine Abänderung der Konvention, die bereits in
Kraft getreten ist, in welchem Falle die abge-
änderte Konvention, wie oben angeführt, in
Kraft bleibt.

Artikel 3. Gewährung von Rechten

Jeder Vertragschließende Teil gewährt dem
anderen Vertragschließenden Teil die in diesem
Abkommen angeführten Rechte, um es dessen
namhaft gemachtem Fluglinienunternehmen zu
ermöglichen, internationale Fluglinien auf den
im Flugstreckenplan festgelegten Strecken zu er-
richten und zu betreiben (im folgenden „verein-
barte Fluglinien" beziehungsweise „festgelegte
Flugstrecken" genannt).
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Artikel 4. Erforderliche Bewilligungen

(1) Die vereinbarten Fluglinien auf einer fest-
gelegten Flugstrecke können nach Wahl des Ver-
tragschließenden Teils, dem die Rechte gemäß
Artikel 3 dieses Abkommens gewährt werden,
sofort oder zu einem späteren Zeitpunkt in Be-
trieb genommen werden, aber nicht bevor:

(a) der Vertragschließende Teil, dem die
Rechte gewährt wurden, ein Fluglinien-
unternehmen für diese Flugstrecke namhaft
gemacht hat und

(b) der Vertragschließende Teil, der die Rechte
gewährt, dem betreffenden Fluglinien-
unternehmen die notwendigen Bewilligun-
gen erteilt hat. Diese Bewilligungen sind
— vorbehaltlich der Bestimmungen der
Absätze (2) und (3) dieses Artikels — un-
verzüglich zu erteilen.

(2) Ein von einem Vertragschließenden Teil
namhaft gemachtes Fluglinienunternehmen kann
aufgefordert werden, den Luftfahrtbehörden des
anderen Vertragschließenden Teils nachzuweisen,
daß es in der Lage ist, die Bedingungen zu er-
füllen, die in den nationalen Gesetzen und Vor-
schriften, die normalerweise von diesen Behör-
den auf den Betrieb von internationalen Flug-
linien angewendet werden, festgelegt sind.

(3) Jeder Vertragschließende Teil behält sich
das Recht vor, die gemäß Artikel 3 gewährten
Rechte zu verweigern oder bei der Ausübung
dieser Rechte in allen jenen Fällen Bedingungen
aufzuerlegen, in denen

(a) nicht nachgewiesen wird, daß ein wesent-
licher Teil des Eigentums und die tatsäch-
liche Kontrolle des Fluglinienunternehmens
in Händen des das Fluglinienunternehmen
namhaft machenden Vertragschließenden
Teils oder seiner Staatsangehörigen liegen,
oder

(b) das namhaft gemachte Fluglinienunterneh-
men es unterläßt, die in Absatz 2 dieses
Artikels genannten nationalen Gesetze und
Vorschriften zu befolgen.

Artikel 5. Überflugs- und Verkehrsrechte

Vorbehaltlich der Bestimmungen dieses Ab-
kommens genießt das namhaft gemachte Flug-
linienunternehmen jedes Vertragschließenden
Teils während des Betriebes einer vereinbarten
Fluglinie auf einer festgelegten Flugstrecke die
folgenden Rechte:

(a) das Recht, das Hoheitsgebiet des anderen
Vertragschließenden Teils ohne Landung
zu überfliegen;

(b) das Recht, in diesem Hoheitsgebiet Lan-
dungen zu nichtgewerbsmäßigen Zwecken
durchzuführen, und
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(c) das Recht, in diesem Hoheitsgebiet an den
für diese Flugstrecke im Flugstreckenplan
festgelegten Punkten Landungen durchzu-
führen, um im Rahmen des internationalen
Verkehrs Fluggäste, Fracht oder Post abzu-
setzen oder aufzunehmen.

Artikel 6. Befreiung von Zöllen und anderen
Abgaben

Kraftstoffe, Schmieröle, Ersatzteile, übliche
Ausrüstung und Bordvorräte, die sich an Bord
von Luftfahrzeugen des namhaft gemachten Flug-
linienunternehmens eines Vertragschließenden
Teils bei Ankunft im Hoheitsgebiet des anderen
Vertragschließenden Teils befinden oder in dessen
Hoheitsgebiet an Bord dieser Luftfahrzeuge ge-
nommen werden und ohne Zustimmung der
Zollbehörden aus den Luftfahrzeugen nicht aus-
geladen werden, wenn sie ausschließlich zur Ver-
wendung durch oder in Luftfahrzeugen dieses
Fluglinienunternehmens beim Betrieb der ver-
einbarten Fluglinien bestimmt sind, sind — vor-
ausgesetzt, daß den Zollvorschriften des letztge-
nannten Vertragschließenden Teils in anderer
Hinsicht Rechnung getragen wird — von allen
staatlichen oder örtlichen Abgaben und Gebüh-
ren, einschließlich Zoll- und Untersuchungsge-
bühren, die im Hoheitsgebiet des letztgenannten
Vertragschließenden Teils eingehoben werden,
befreit, auch wenn die Vorräte beim Flug in
diesem Hoheitsgebiet in den Luftfahrzeugen
verwendet oder von diesen verbraucht werden.

Artikel 7. Aufhebung und Widerruf

(1) Jeder Vertragschließende Teil behält sich
das Recht vor, die gemäß Artikel 3 einem vom
anderen Vertragschließenden Teil namhaft ge-
machten Fluglinienunternehmen gewährten
Rechte aufzuheben oder zu widerrufen oder bei
der Ausübung dieser Rechte Bedingungen in
allen Fällen aufzuerlegen, in denen

(a) nicht nachgewiesen wird, daß ein wesent-
licher Teil des Eigentums und die tatsäch-
liche Kontrolle des Fluglinienunternehmens
in Händen des das Fluglinienunternehmen
namhaft machenden Vertragschließenden
Teils oder seiner Staatsangehörigen liegen,
oder

(b) das Fluglinienunternehmen es unterläßt,
gemäß den in diesem Abkommen festge-
legten Bedingungen den Betrieb durchzu-
führen, oder es unterläßt, die nationalen
Gesetze und Vorschriften des die Rechte
gewährenden Vertragschließenden Teils zu
befolgen.

(2) Die in Absatz (1) dieses Artikels vor be-
haltenen Rechte sind von einem Vertragschlie-
ßenden Teil erst nach Beratung mit dem anderen
Vertragschließenden Teil auszuüben, sofern nicht
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die sofortige Aufhebung der Rechte oder die
sofortige Auferlegung von Bedingungen not-
wendig ist, um weitere Verstöße gegen nationale
Gesetze und Vorschriften des erstgenannten Ver-
tragschließenden Teils zu verhindern.

Artikel 8. Kapazitätsregelung

(1) Den namhaft gemachten Fluglinienunter-
nehmen beider Vertragschließenden Teile ist in
gerechter und gleicher Weise Gelegenheit zum
Betrieb der vereinbarten Fluglinien auf den fest-
gelegten Flugstrecken zwischen ihren beiden
Hoheitsgebieten zu geben.

(2) Beim Betrieb der vereinbarten Fluglinien hat
das namhaft gemachte Fluglinienunternehmen
eines jeden Vertragschließenden Teils die Inter-
essen des namhaft gemachten Fluglinienunter-
nehmens des anderen Vertragschließenden Teils
zu berücksichtigen, um die Fluglinien, die das
letztere auf der gleichen Strecke oder einem Teil
hievon bereitstellt, nicht ungebührlich zu beein-
trächtigen.

(3) Die vereinbarten Fluglinien, die von den
namhaft gemachten Fluglinienunternehmen der
Vertragschließenden Teile bereitgestellt werden,
müssen in engem Verhältnis zur Verkehrsnach-
frage der Öffentlichkeit auf den festgelegten
Flugstrecken stehen. Hauptzweck der vereinbar-
ten Fluglinien, die von dem namhaft gemachten
Fluglinienunternehmen bereitgestellt werden,
muß es sein, ein Beförderungsangebot zur Ver-
fügung zu stellen, das der Verkehrsnachfrage aus
dem oder in das Hoheitsgebiet des Vertrag-
schließenden Teils entspricht, der das Fluglinien-
unternehmen namhaft gemacht hat. Vorsorge
für die Beförderung auf den vereinbarten Flug-
linien sowohl aus wie in das Hoheitsgebiet an-
derer Staaten als desjenigen Staates, der das Flug-
linienunternehmen namhaft gemacht hat, muß
gemäß den allgemeinen Grundsätzen getroffen
werden, daß sich die Kapazität richtet nach:

(a) der Verkehrsnachfrage aus dem oder in
das Hoheitsgebiet des Vertragschließenden
Teils der das Fluglinienunternehmen nam-
haft gemacht hat,

(b) der Verkehrsnachfrage in dem Gebiet, das
das Fluglinienunternehmen durchfliegt,
unter Berücksichtigung örtlicher und regio-
naler Fluglinien, und

(c) den Erfordernissen des Flugliniendurch-
gangsverkehrs.

Artikel 9. Beförderungstarife

(1) Die Tarife für jede vereinbarte Fluglinie
müssen angemessen sein, unter gebührender Be-
rücksichtigung aller erheblichen Faktoren, ein-
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schließlich Betriebskosten, angemessenen Ge-
winns, der Merkmale der Fluglinie (wie
Geschwindigkeit und Bequemlichkeit) und der
Tarife anderer Fluglinienunternehmen für jeden
Teil der festgelegten Flugstrecke. Diese Tarife
sind gemäß den Bestimmungen dieses Artikels
festzusetzen.

(2) Tarifvereinbarung soll, wenn möglich, von
den betreffenden namhaft gemachten Fluglinien-
Unternehmen durch das Tariffestsetzungsverfah-
ren des Internationalen Luftverkehrsverbandes
erzielt werden. Wenn dies nicht möglich ist, sind
die Tarife für jede der festgelegten Flugstrecken
zwischen den betreffenden namhaft gemachten
Fluglinienunternehmen zu vereinbaren. Auf
jeden Fall unterliegen die Tarife der Genehmi-
gung der Luftfahrtbehörden beider Vertrag-
schließenden Teile.

(3) Wenn die betreffenden namhaft gemachten
Fluglinienunternehmen sich nicht über die Tarife
einigen können oder wenn die Luftfahrtbehör-
den eines Vertragschließenden Teils die ihnen
gemäß den Bestimmungen des Absatzes (2) dieses
Artikels vorgelegten Tarife nicht genehmigen,
so sollen sich die Luftfahrtbehörden der Ver-
tragschließenden Teile bemühen, eine Vereinba-
rung über diese Tarife zu erzielen.

(4) Wenn eine Vereinbarung gemäß Absatz (3)
dieses Artikels nicht erzielt werden kann, so ist
die Meinungsverschiedenheit gemäß den Bestim-
mungen des Artikels 13 dieses Abkommens bei-
zulegen.

(5) Ein neuer oder geänderter Tarif tritt nicht
in Kraft, sofern er nicht von den Luftfahrtbehör-
den beider Vertragschließenden Teile genehmigt
oder von einem Schiedsgericht gemäß Artikel 13
dieses Abkommens festgesetzt wird. Bis zur Fest-
setzung der Tarife gemäß den Bestimmungen
dieses Artikels finden die bereits in Kraft stehen-
den Tarife Anwendung.

Artikel 10. Statistiken

Die Luftfahrtbehörden jedes Vertragschließen-
den Teils haben den Luftfahrtbehörden des
anderen Vertragschließenden Teils auf Ersuchen
periodische oder andere statistische Unterlagen
zur Verfügung zu stellen, die billigerweise zum
Zwecke der Überprüfung der Kapazität ver-
langt werden können, die von den namhaft ge-
machten Fluglinienunternehmen auf den ver-
einbarten Fluglinien bereitgestellt wird. Diese
Unterlagen müssen Angaben über das Verkehrs-
aufkommen zum Inhalt haben, das von diesen
Fluglinienunternehmen auf den vereinbarten
Fluglinien in und aus dem Hoheitsgebiet des
anderen Vertragschließenden Teils befördert
wurde, einschließlich der Herkunft und der Be-
stimmung des Verkehrs.
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Artikel 11. Registrierung

Dieses Abkommen und Abänderungen hiezu
sind bei der Internationalen Zivilluftfahrtorgani-
sation zu registrieren.

Artikel 12. Beratungen

(1) Um eine enge Zusammenarbeit bei der
Durchführung dieses Abkommens sicherzustel-
len, werden sich die Luftfahrtbehörden der Ver-
tragschließenden Teile auf Ersuchen einer der
Behörden beraten.

(2) Wenn einer der beiden Vertragschließenden
Teile es für wünschenswert erachtet, eine Bestim-
mung des vorliegenden Abkommens zu ändern,
kann er Beratungen mit dem anderen Vertrag-
schließenden Teil beantragen.

Diese Beratungen, die auf mündlichem oder
schriftlichem Wege zwischen den Luftfahrt-
behörden durchgeführt werden können, müssen
innerhalb eines Zeitraumes von sechzig Tagen
nach Erhalt des Ersuchens beginnen. Die auf diese
Weise vereinbarten Änderungen treten in Kraft,
sobald sie durch diplomatischen Notenaustausch
bestätigt worden sind.

(3) Änderungen zum Flugstreckenplan dieses
Abkommens können durch Vereinbarung zwi-
schen den zuständigen Luftfahrtbehörden der
Vertragschließenden Teile erfolgen und treten
in Kraft, sobald sie durch einen diplomatischen
Notenaustausch bestätigt worden sind.

(4) Wenn ein allgemeines mehrseitiges Über-
einkommen über den Luftverkehr in bezug auf
beide Vertragschließende Teile in Kraft tritt, so
wird dieses Abkommen in der Weise abgeändert,
daß es den Bestimmungen dieses Übereinkom-
mens entspricht.

Artikel 13. Beilegung von Meinungsverschieden-
heiten

(1) Wenn eine Meinungsverschiedenheit zwi-
schen den Vertragschließenden Teilen hinsichtlich
der Auslegung oder der Anwendung dieses Ab-
kommens entsteht, werden sich die Vertrag-
schließenden Teile in erster Linie bemühen, diese
im Verhandlungswege beizulegen.

(2) Wenn die Vertragschließenden Teile keine
Einigung im Verhandlungswege erzielen, kann
die Meinungsverschiedenheit auf Antrag eines
Vertragschließenden Teils einem aus drei Schieds-
richtern bestehenden Schiedsgericht zur Entschei-
dung unterbreitet werden. Einer dieser Schieds-
richter wird von je einem Vertragschließenden
Teil und der dritte von den beiden auf diese
Weise namhaft gemachten ernannt. Jeder der
Vertragschließenden Teile hat einen Schiedsrich-
ter innerhalb eines Zeitraumes von sechzig Tagen
vom Zeitpunkt des Erhalts einer diplomatischen
Note eines Vertragschließenden Teils durch den
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anderen Vertragschließenden Teil, worin die
Beilegung der Meinungsverschiedenheit im
Schiedsverfahren beantragt wird, namhaft zu
machen und der dritte Schiedsrichter ist inner-
halb eines weiteren Zeitraumes von sechzig
Tagen zu ernennen. Wenn einer der Vertrag-
schließenden Teile einen Schiedsrichter innerhalb
des vorgesehenen Zeitraumes nicht ernennt oder
wenn der dritte Schiedsrichter nicht innerhalb
des festgelegten Zeitraumes ernannt wird, kann
der Präsident des Rates der Internationalen
Zivilluftfahrtorganisation von jedem Vertrag-
schließenden Teil ersucht werden, einen oder er-
forderlichenfalls mehrere Schiedsrichter zu er-
nennen.

(3) Die Vertragschließenden Teile verpflichten
sich, jeder gemäß Absatz (2) dieses Artikels er-
gangenen Entscheidung nachzukommen.

Artikel 14. Kündigung

Jeder Vertragschließende Teil kann jederzeit
dem anderen seine Absicht mitteilen, dieses Ab-
kommen zu kündigen. Eine Abschrift dieser
Mitteilung ist gleichzeitig der Internationalen
Zivilluftfahrtorganisation zu übersenden. Dieses
Abkommen tritt ein Jahr nach dem Zeitpunkt
des Erhalts der genannten Mitteilung durch den
anderen Vertragschließenden Teil außer Kraft,
sofern die Mitteilung nicht durch Vereinbarung
zwischen den Vertragschließenden Teilen vor
Ablauf dieses Zeitraumes zurückgezogen wird.
Wenn der andere Vertragschließende Teil es
verabsäumt, den Inhalt der Mitteilung zu bestä-
tigen, gilt die Mitteilung vierzehn Tage nach
Erhalt der Abschrift durch die Internationale
Zivilluftfahrtorganisation als eingelangt.

Artikel 15. Inkrafttreten

Dieses Abkommen tritt zum Zeitpunkt seiner
Unterzeichnung in Kraft.

ZU URKUND DESSEN haben die von ihren
Regierungen hiezu gehörig bevollmächtigten
Unterfertigten dieses Abkommen unterzeichnet.

Geschehen zu Wien, am 22. März im Jahre
eintausendneunhundertsiebenundsechzig in zwei-
facher Ausfertigung in deutscher und englischer
Sprache, wobei beide Texte in gleicher Weise
verbindlich sind.

Für die Österreichische Bundesregierung:

Dr. Lujo Toncic m. p.

Für die Regierung des Commonwealth
Australien:

Malcolm Morris m. p.
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FLUGSTRECKENPLAN

(1) Die von dem namhaft gemachten Flug-
linienunternehmen Australiens in beiden Rich-
tungen zu befliegende Flugstrecke:

Australien über Zwischenpunkte einschließ-
lich Punkte in Afrika nach Wien und darüber
hinaus über Zwischenpunkte nach dem Ver-
einigten Königreich.

(2) Die von dem namhaft gemachten Flug-
linienunternehmen Österreichs in beiden Rich-
tungen zu befliegende Flugstrecke:

Österreich über Zwischenpunkte einschließlich
Punkte in Afrika nach Darwin und Sydney.

Punkte auf jeder obgenannten Flugstrecke
können nach Wahl des betreffenden namhaft
gemachten Fluglinienunternehmens auf einem
oder allen Flügen ausgelassen werden, voraus-
gesetzt, daß eine vereinbarte Fluglinie ihren Aus-
gangs- oder Endpunkt im Hoheitsgebiet des Ver-
tragschließenden Teils hat, der das Fluglinien-
unternehmen namhaft gemacht hat.

Das vorliegende Abkommen samt Flugstreckenplan ist gemäß seinem Artikel 15 am 22. März
1967 in Kraft getreten.

Klaus


